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15, Gesetzo Dienstredit der Beamtrn der Stadt Wien, Abämlerung (22. Novelle). 

15. 
Gesetz vom 14. Juni 1963, womit das Gesetz 
vom 22. September 1951, LGBI. für Wien 
Nr. 34, betreffend das Dienstrecht der Be­
amten der Stadt Wien, abgeändert wird 

(22. Novelle). 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Abschnitt I 

(17. Änderung der Dienstordnung für die Beam- ' 
ten der Bundeshauptstadt Wien.) 

Die Dienstordnung für die Beamten der Bun­
deshauptstadt Wien (Gesetz vom 22. September 
1951, LGBI. für Wien Nr. 34, betreffend das 
Dienstrecht der Beamten der Stadt Wien1 in der 
Fassung der Kundmachung der Wiener Landes­
regierung vom 1. Dezember 1959, LGBI. für 
Wien Nr. 24, des Gesetzes vom 7. Oktober 1960, 
LGBI. für Wien Nr. 26, des Gesetzes vom 10.Miirz 
1961, LGBI. für Wien Nr. 6, des Geserzes vom 
17. November 1961, LGBI. für Wien Nr. 1/1962, 
und des Gesetzes vom 23. März 1962, LGBI. für 
Wien Nr. 11) wird in nachstehender Weise abge­
ändert: 

gehend, ist eine Üherstellung gemäß Abs. 2 
nicht zulässig." 

2. § 16 b Abs. 1 lit. h hat zu lauten: 

„b) die Zeit, während der der Beamte zur 
Erfüllung der allgemeinen Bundesdienst­
pflicht auf Grund des Bundesdienst­
pflichtgeserzes, BGB!. Nr. 102/1936, heran­
gezogen war, und die Zeit der Ableistung 
des Präsenzdienstes auf Grund des Wehr­
gesetzes, BGBJ. Nr. 181/1955;" 

3. Die bisherige lit. b des § 16 b Ahs. 1 erhält 
die Bezeichnung nC" 

4. § 51 Abs. 3 hat zu lauten: 

„(3) Einer Waise, die wegen Studien oder 
erweiterter fachlicher Ausbildung die Selbsterhal­
tungsfähigkeit noch nicht erlangt hat, kann der 
Erziehungsbeitrag höchstens bis zur Vollendung 
des 25. Lebensjahres gewährt werden. Einer 
Waise, die infolge körperlicher oder geistiger 
Gebrechen außerstande ist, sich selbst den 
Unterhalt zu verschaffen, kann der Er.rlehungs­
beitrag, unter Umständen auf Lebensdauer, ganz 
oder teilweise gewährt werden." 

1. § 11 hat zu lauten: ! 5. Im § 52 a Abs. 4 ist die Zahl „750" jeweils 
„Neuaufnahmen und Überstellungen 1· durch die Zahl „770" und die Zahl „320" durch 

§ 11 die Zahl „340" zu ersetzen. 

(ll Bei Neuaufnahmen sind alle in dieser• 6. Im § 55 Ahs. 3 sind die Worte ,,aus eige­
Dienstordnung und den sonstigen Dienstvor- i nem" zu streichen. 
schriften festgesetzten Erfordernisse genau zu 
erfüllen. 

('Zl Die tlberstellung in eine andere Beamten­
gruppe ist in der Regel nur zulässig, wenn die 
für diese Gruppe vorgeschriebenen besonderen 

7. Im§ 60 Abs. ! letzter Sarz haben die Worte 
,>vor Eingehen des Dienstverhältnisses" .zu ent­
fallen. 

Erfordernisse nachgewiesen werden. Die Über- 8. Im § 60 Abs. 2 ist das Wort „Urlaubszu~ 
stellung in eine niedrigere Verwendungsgruppe schuß" durch das Wort „Zusatzurlaubn zu er~ 
darf ohne Zustimmung des Beamten nur aus setzen. 
Gründen vorgenommen werden, die in seiner 
Person gelegen sind und der genauen Erfüllung 
des Dienstes Abhruch tun. Eine solche Über­
stellung bedarf der Zustimmung der Gemeinde­
rätlichen Personalkommission. Im übrigen gilt 
§ 19 Abs. 3 sinngemäß. 

13) Sind die im Abs. 2 bezeichneten Gründe 
durch Krankheit verursacht und bloß vorüber-

6 

9. § 60 Abs. 3 hat zu lauten: 

„l•I Versehrten Beamten kann ohne Rücksicht 
auf die im Abs. 1 und 2 festgesetzte Höchstgrenze 
von 28 Werktagen nach Zulässigkeit des Dienstes 
vom zuständigen Organ nach dem Grad der 
Erwerbsminderung ein Zusatzurlaub im Ausmaß 
von zwei bis sechs Werktagen gewährt werden. H 
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